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PRESSEMITTEILUNG

WIR BRAUCHEN EINE DEMOKRATIE, DIE BRÜCKEN BAUT!
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Der Vorstand der INITIATIVE FÜR MEHR DEMOKRATIE hat sich eingehend mit den aufgekommenen Fragen zum ungeplanten Auftritt ihres Koordinators an der Kundgebung vom Sonntag 29. August befasst.
Mit mehreren Aktiven der Initiative für mehr Demokratie sollten auf der Wassermauer Unterschriften für die laufende Aktion „Rette das Referendum“ gesammelt werden. Interesse und Andrang waren sofort sehr groß, es bildete sich schnell eine Schlange, zur Sammlung kam es aber nicht, da sie von der Stadtpolizei aus bürokratischen Gründen untersagt wurde. Als Stephan Lausch von den Organisatoren der Veranstaltung gefragt wurde, ob er vom Podium aus ein paar Worte an die Anwesenden richten und unser Anliegen erklären könne, hat er diese Gelegenheit wahrgenommen, um den Demonstrierenden zu verdeutlichen, dass wir heute die nötigen Rechtsinstrumente haben, um für uns wichtige Themen vor das Volk zu bringen, sodass die Wahlberechtigten frei und ohne Zwang darüber entscheiden können, dass das wichtigste von diesen, jetzt aber in Gefahr ist.
Zur Erinnerung: Am 11.6.2021 haben die 18 Landtagsabgeordneten der Mehrheit für die Abschaffung des bestätigenden Referendums über einfache Landesgesetze gestimmt. Ein bodenloser Affront gegenüber der gesamten Bevölkerung, insbesondere den vielen Bürgerinnen und Bürgern, Vereinen, Organisationen und Gewerkschaften, die sich seit Jahrzehnten für mehr Demokratie in Südtirol einsetzen. Sie rufen jetzt zur Rettung des Referendums auf mit einer Volksabstimmung, für die es innerhalb 20 Sept. in den Gemeinden zu unterschreiben gilt.
Die Initiative für mehr Demokratie missbilligt entschieden das von verschiedenen Medien erwähnte Schild/Plakat inakzeptablen Inhalts, das von einer Teilnehmerin mitgeführt wurde. Die rund 2000 oder mehr anwesenden Menschen aller Gesellschaftsschichten auf dieses zu reduzieren birgt die Gefahr/ist aber eine billige Ausflucht, sich der grundsätzlichsten Frage zu entziehen, nämlich jener nach dem Grund dieser Kundgebungen. Diese Frage ist letztlich eine nach den demokratischen Regeln, also danach, wie Demokratie funktionieren soll.
Diese Frage nach den demokratischen Regeln stellen sich immer mehr Menschen, ihr müssen wir uns als Gesellschaft stellen, wenn wir Extremisierungen und weitere Spaltungen verhindern wollen. 
Nach Überprüfung von Medienberichten und vieler Kommentare/Meinungen zum Auftritt unseres Koordinators ist der Vorstand der Ansicht, dass wir froh und dankbar sein müssen, dass über die Medien derart viele Meinungen, welcher Art oder Unart auch immer, öffentlich über den nicht vorbereiteten Auftritt unseres Koordinators bekannt gemacht wurden. Es braucht Mut und eine starke Überzeugung, um vor so vielen Menschen das Wort zu ergreifen, um ihnen zu erklären, dass wir heute in Südtirol Instrumente haben, um unser Zusammenleben zu gestalten. 
Die Weiterentwicklung der Demokratie ist ein wichtiger Lernprozess, und sie sollte uns allen Auftrag sein.
Es ist einfach, aber verantwortungslos, Emotionen zu schüren, Halbwahrheiten zu verbreiten und auszuschmücken, Menschen auszugrenzen, grundlos zu verurteilen, Menschen gegeneinander einzustimmen/aufzuhetzen.
Das gemeinsame Gestalten ist hingegen das einende Element, das dazu beiträgt, Extremismus jeglicher Art vorzubeugen und den Gemeinschaftssinn fördert. Wir wünschen uns, dass die Diskussion der vergangenen Tage der Ausgangspunkt ist, um nach diesem Gemeinsamen zu suchen und es zu realisieren.
Wir als Initiative für mehr Demokratie verfolgen dieses Ziel schon lange durch die Vervollständigung der repräsentativen Demokratie mit der direkten Demokratie, wobei die Stimmberechtigten mehr Verantwortung übernehmen und Mitentscheidungsrechte erhalten. Wir wollen ein Wahlgesetz, welches von den BürgerInnen geschrieben wird. Wir wollen anstelle politischer Konkurrenz (hier Regierung, da Opposition) eine Politik der Zusammenarbeit, eine Konkordanzregierung, wir wollen das Recht einer Minderheit, die Mehrheit mit Themen zu befassen, die jene/sie als wichtig empfindet. Wir wollen keine Volksbefragungen, die von den Regierenden beschlossen werden, sondern Volksentscheide, die von den BürgerInnen ausgehen.
Wir wollen eine Gesellschaft, in der die Menschen aufeinander zugehen, die dialogbereit ist, wobei die heiklen Themen offen und furchtlos gemeinsam überprüft und bewertet werden. Allen, die den Auftritt von Stephan Lausch verurteilt haben und keinerlei Verständnis dafür haben, empfehlen wir mit ihm einen Gesprächstermin zu vereinbaren. Nur so können sie ihn und seine und unsere Überzeugungen kennen lernen.
